Angemessenheit von Vergütungen für Gesellschafter – Geschäftsführer

Bei Vereinbarungen mit Gesellschafter-Geschäftsführern einer GmbH tritt in der Praxis häufig die Frage auf, wie hoch die Vergütungen (Festgehalt und erfolgsabhängige Tantieme) maximal angesetzt werden dürfen, damit die Zahlungen steuerlich anerkannt werden. Eine Nichtanerkennung hat zur Folge, dass die Vergütungen insoweit nicht als Betriebsausgaben der GmbH geltend gemacht werden dürfen und dadurch neben Körperschaftssteuer- insbesondere Gewerbesteuerbelastungen entstehen. Beim Gesellschafter sind die (unangemessenen) Gehaltszahlungen nicht als Arbeitslohn, sondern (zur Hälfte) als Gewinnausschüttung bei den Kapitaleinkünften zu versteuern.

Bei der Festlegung der Angemessenheit der Gesamtvergütung spielen die Größe des Unternehmens und deren Ertragsaussichten eine Rolle. Danach wird im Regelfall eine Vereinbarung anerkannt, die eine Geschäftsführervergütung von insgesamt bis zu 50 v.H. des Jahresüberschusses vor Ertragssteuern beinhaltet. Es ist allerdings zu beachten, dass eine vereinbarte erfolgsabhängige Tantieme nicht mehr als 25 v. H. der Gesamtbezüge betragen darf. Die Finanzverwaltung hat zur Ermittlung des Verhältnisses Festgehalt/Tantieme Stellung genommen.


Beispiel:


Die angemessenen Gesamtbezüge


a

b

c


des Geschäftsführers betragen (angenommen):    200.000 €
        300.000 €              500.000 €


vereinbartes Festgehalt


         150.000 €
        150.000 €              200.000 €

vereinbarte Tantieme


           50.000 €
        150.000 €
          300.000 €




anzuerkennende Tantieme


25 v. H. der Gesamtbezüge



von 200.000 €


           50.000 €

-

   -




von 300.000 €



  -
           75.000 €

   -




von 500.000 €



  -

-
            125.000 €


verdeckte Gewinnausschüttung
wg.“überhöhter“ Tantieme


                 -
            75.000 €
             175.000 €

als Betriebsausgaben anzuerkennende Bezüge      200.000 €         225.000 €
             325.000 €

Da in allen drei Fällen die Gesamtvergütungen die angemessenen Bezüge nicht übersteigen, sind – neben den  „überhöhten“ Tantiemen (s.o.) – keine weiteren verdeckten Gewinnausschüttungen anzunehmen.

Die beanstandeten Tantiemevereinbarungen sind für zukünftige Jahre anzupassen. Zu beachten ist, das Vereinbarungen für laufende Jahre regelmäßig nicht mehr mit steuerlicher Rückwirkung geändert werden können, sondern nur für die Zukunft. Eine auf die durchschnittlich zukünftig zu erwartenden Jahresüberschüsse bezogene, prozentual ermittelte Tantieme kann für die nächsten drei Jahre beibehalten werden; dies gilt auch, wenn es nach Abschluß der Tantiemevereinbarung unerwartet zu höheren Jahresgewinnen und damit auch zu höheren Tantiemen kommt.

Anhand des Beispiels wird deutlich, dass selbst bei Beachtung der Angemessenheitsgrenze verdeckte Gewinnausschüttungen entstehen können, wenn die Tantieme im Verhältnis zu den Gesamtbezügen zu hoch ist. Die Finanzverwaltung weist ausdrücklich darauf hin, dass betragsmäßige Unter- oder Obergrenzen (sog. Nichtaufgriffsgrenzen, wie sie z.B. von einigen Oberfinanzdirektionen entwickelt wurden) bei Prüfung der Angemessenheit nicht angewendet werden sollen. Allerdings soll ein geringfügiges Überschreiten ( bis zu 20 v. H.) der Angemessenheitsgrenze unschädlich sein.



